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469. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Gleich-
stellung von Reifezeugnissen für die Zulassung

zum Studium (Gleichstellungsverordnung)

Auf Grund des § 7 Abs. 1 lit. b letzter Satz des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes (AHStG),
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 280/1991, wird verordnet:

§ 1. Für die Zulassung zum Universitätsstudium
gelten die Reifezeugnisse folgender Bewerber im
Sinne des § 7 Abs. 1 lit. b AHStG jedenfalls als in
Österreich ausgestellt:

1. Personen, die in Österreich auf Grund
staatsvertraglicher oder gesetzlicher Bestim-
mungen Privilegien und Immunitäten genie-
ßen;

2. in Österreich akkreditierte und hier hauptbe-
ruflich tätige Auslandsjournalisten sowie ihre
Ehegatten und Kinder;

3. Personen, die entweder selbst wenigstens
durch fünf zusammenhängende Jahre unmit-
telbar vor der Bewerbung um Zulassung den
Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen in Öster-
reich haben oder die mindestens einen
gesetzlichen Unterhaltspflichtigen haben, bei
dem dies der Fall ist;

4. Personen, die ein Stipendium für das ange-
strebte Studium entweder auf Grund staatsver-
traglicher Bestimmungen oder in gleicher
Höhe aus jenen Mitteln einer österreichischen
Gebietskörperschaft erhalten, die gemäß den
Finanzvorschriften dieser Gebietskörperschaft

ausdrücklich für Stipendien zu verwenden
sind;

5. Inhaber von Reifezeugnissen österreichischer
Auslandsschulen;

6. Personen, bei denen mindestens ein Elternteil
die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt
oder zum Zeitpunkt der Geburt des Bewerbers
besessen hat;

7. Personen, die auf Grund des § 7 Abs. 1 des
Bundesgesetzes vom 7. März 1968, BGBl.
Nr. 126, über die Aufenthaltsberechtigung von
Flüchtlingen im Sinne der Konvention über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl.
Nr. 55/1955, zum Aufenthalt im Bundesgebiet
berechtigt sind;

8. österreichische Staatsbürger.

§ 2. Für die im § 1 genannten Personengruppen
und für Südtiroler (§ 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 57/1979) gelten die Beschränkungen des
§ 7 Abs. 3 AHStG nicht.

§ 3. Die Feststellung der Voraussetzungen erfolgt
im Rahmen des Zulassungsverfahrens an den
Universitäten; ein gesonderter Bescheid ist nicht
erforderlich.

§ 4. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. September
1991 in Kraft.

(2) Reifezeugnisse von Bewerbern, die vor dem
1. September 1991 eine bescheidmäßige Gleichstel-
lung auf Grund der bisher geltenden Bestimmungen
erhalten haben, sind im Sinne des § 1 gleichgestellt.
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470. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung, mit der die
Studienordnung für das internationale Studien-
programm „Wirtschaftswissenschaften mit in-

ternationaler Ausrichtung" geändert wird

Auf Grund des § 13 a AHStG, BGBl.
Nr. 177/1966, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 280/1991 wird verordnet:

Die Studienordnung Wirtschaftswissenschaften
mit internationaler Ausrichtung, BGBl.
Nr. 332/1989, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 2 3 wird an die Stelle des Punktes
ein Strichpunkt gesetzt. Folgende Z 4 bis 16 werden
angefügt:

2. In § 7 Abs. 2 Z 5 lit. p wird an die Stelle des
Punktes ein Strichpunkt gesetzt. Folgende lit. q und
r werden angefügt:

,,q) Europarecht;
r) Grundzüge des internationalen und ausländi-

schen Privatrechtes."

3. In § 8 Abs. 2 1. Satz entfällt der letzte Halbsatz.

4. § 9 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Prüfung aus den Prüfungsfächern
gemäß § 7 Abs. 2 Z 1 bis 4 besteht im Rahmen des
inländischen Studienteils aus einem mündlichen und
schriftlichen Prüfungsteil. Die Zulassung zum
mündlichen Prüfungsteil setzt die positive Beurtei-
lung der schriftlichen Prüfungsarbeit voraus."

5. Dem § 9 ist folgender Abs. 3 anzufügen:

„(3) Die Prüfung aus dem Prüfungsfach gemäß
§ 7 Abs. 2 Z 5 ist mündlich abzulegen."

6. § 12 Abs. 1 1. Satz lautet:

„(1) Die Immatrikulation zu diesem Studium ist
bis einschließlich Wintersemester 1995/96 zuläs-
sig."

7. In § 12 Abs. 2 wird die Wortfolge „Studienjahr
1996/97" jeweils durch die Wortfolge „Studienjahr
2000/2001" ersetzt.

Busek

4 7 1 . Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr über die
Festsetzung von Pauschalvergütungen für
verlängerte Dienstpläne im Bereich der Post-

und Telegraphenverwaltung

Auf Grund des § 16 a des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird im Einverneh-
men mit dem Bundeskanzler und dem Bundesmini-
ster für Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Die monatliche Pauschalvergütung für
verlängerten Dienstplan, die den in der Verordnung
der Bundesregierung vom 22. Dezember 1981,
BGBl. Nr. 17/1982, angeführten Beamten gebührt,
wird wie folgt festgesetzt und beträgt

1. für Omnibuslenker sowie für Lenker der
Landkraftposten und Kraftgüterposten bei
einer Verlängerung der für sie vorgesehenen
Wochendienstzeit im Ausmaß von wöchent-
lich

1 Stunde 1,45 vH
2 Stunden 2,84 vH
3 Stunden 4,16 vH
4 Stunden 5,43 vH
5 Stunden 6,64 vH
6 Stunden 7,80 vH
7 Stunden 8,91 vH
8 Stunden 9,99 vH
9 Stunden 11,01 vH

10 Stunden 12,01 vH
11 Stunden 12,96 vH
12 Stunden 13,87 vH
13 Stunden 14,76 vH
14 Stunden 15,61 vH
15 Stunden 16,43 vH
16 Stunden 17,23 vH
des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teue-
rungszulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V der Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung,

2. für Beamte des Bahnpostdienstes und des
Postbegleitungsdienstes auf Straßenpostkur-
sen bei einer Verlängerung der für sie
vorgesehenen Wochendienstzeit im Ausmaß
von wöchentlich
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des Gehaltes (einschließlich allfälliger Teue-
rungszulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V der Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung und

3. für Beamte des Heimaufsichtsdienstes in den
von der Post- und Telegraphenverwaltung
geführten Lehrlingswohnheimen 8,93 vH des
Gehaltes (einschließlich allfälliger Teuerungs-
zulagen) der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V der Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung.

(2) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1991 in
Kraft. Die Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 27. Jänner 1975, BGBl. Nr. 101, tritt
mit Ablauf des 30. September 1991 außer Kraft.

Streicher

472. Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
die Bestimmung des Trassenverlaufes der
Hochleistungsstrecke Gloggnitz—Mürzzu-

schlag (Semmeringbasistunnel)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 des Hochleistungsstrek-
kengesetzes, BGBl. Nr. 135/1989, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 576/1989 wird
verordnet:

Der Trassenverlauf der Hochleistungsstrecke
Gloggnitz—Mürzzuschlag wird im Bereich der
Gemeinden Gloggnitz, Payerbach, Reichenau,
Breitenstein, Spital am Semmering und Mürzzu-
schlag wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Trasse beginnt bei
km 74,107.459 (östlich Bf. Gloggnitz) und endet bei
km 98,928.740 (im Ostteil des Bf. Mürzzuschlag)
der Strecke Gloggnitz—Mürzzuschlag.

Der Geländestreifen gemäß § 3 Abs. 2 leg. cit. für
den Verlauf der neu herzustellenden Trasse, der
auch das Hochleistungsstrecken-Baugebiet gemäß
§ 5 Abs. 1 leg. cit. darstellt, ist aus den beim
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr, beim Amt der Niederösterreichischen
Landesregierung, beim Amt der Steiermärkischen
Landesregierung sowie bei den Gemeinden
Gloggnitz, Payerbach, Reichenau, Breitenstein,

Spital am Semmering und Mürzzuschlag aufliegen-
den Planunterlagen (Plannummer EPA-21-21-A,
EPA-21-18.1-A, EPA-21-18.2-B, EPA-21-18.6-A)
zu ersehen. Soweit der Geländestreifen im Tunnel-
bereich in den Planunterlagen nicht gesondert
ausgewiesen ist, beträgt dessen Breite jeweils 75 m
beiderseits der dargestellten projektierten Bezugs-
achse.

Streicher

473. Verordnung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
die Bestimmung des Trassenverlaufes der

ÖBB-Strecke Innsbruck—Bludenz;
km 67,740—km 71,356 (Zammer Tunnel)

Auf Grund des § 3 Abs. 1 des Hochleistungsstrek-
kengesetzes, BGBl. Nr. 135/1989, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 576/1889 wird
verordnet:

Der Trassenverlauf der obbezeichneten Strecke
wird im Bereich der Gemeinde Zams wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Trasse beginnt bei
km 67,740 und endet bei km 71,356 der ÖBB-
Strecke Innsbruck—Bludenz.

Der Geländestreifen gemäß § 3 Abs. 2 leg. cit. für
den Verlauf der neu herzustellenden Trasse, der
auch das Hochleistungsstrecken-Baugebiet gemäß
§ 5 Abs. 1 leg. cit. darstellt, ist aus den beim
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr, beim Amt der Tiroler Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Zams aufliegenden
Planunterlagen (Plannummer P 270-73 und
P 270-75) zu ersehen.

Streicher

474. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der die Verordnung
über die Errichtung von Landesarbeitsämtern
und Arbeitsämtern und die Festsetzung ihrer

Sprengel geändert wird

Auf Grund der §§ 4 Abs. 2, 12 Abs. 2 und 40 des
Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 31/
1969, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 408/1990 und die Kundmachung BGBl.
Nr. 572/1990, wird verordnet:
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Die Verordnung vom 27. August 1976, BGBl.
Nr. 508, über die Errichtung von Landesarbeitsäm-
tern und Arbeitsämtern und die Festsetzung ihrer
Sprengel, zuletzt geändert durch die Verordnung
vom 29. August 1989, BGBl. Nr. 448, wird wie folgt
geändert:

1. §2 Abs. 1 2 7 lautet:

„7. im Bereich des Landesarbeitsamtes Tirol:
in Imst für den politischen Bezirk Imst,
in Innsbruck für die politischen Bezirke
Innsbruck-Stadt und Innsbruck-Land,
in Kitzbühel für den politischen Bezirk
Kitzbühel,

in Kufstein für den politischen Bezirk
Kufstein,
in Landeck für den politischen Bezirk
Landeck,
in Lienz für den politischen Bezirk Lienz,
in Reutte für den politischen Bezirk Reutte,
in Schwaz für den politischen Bezirk
Schwaz;"

2. § 4 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 2 Abs. 1 Z 7 in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 474 tritt mit 1. September
1991 in Kraft."

Hesoun


